
Rund jedes vierte Kind in Nie-
dersachsen ist von Armut be-
droht. Bei Jugendlichen sehen 

die Zahlen des Statistischen 
Landesamts ähnlich aus. „Seit 
Jahren bewegen sich die Zahlen 

auf diesem hohen Niveau, trotz-
dem passiert seitens der Politik 
kaum etwas. Es kann doch nicht 

sein, dass wir es dulden, dass ein 
Viertel der jungen Menschen in 
Armut aufwächst“, betont Dirk 
Swinke, Vorstandsvorsitzender 
des SoVD in Niedersachsen, 
und ergänzt: „Wir brauchen eine 
niedersachsenweite Strategie 
gegen Kinder- und Jugendar-
mut. Außerdem müssen etwa 
Auszubildende von ihrem Lohn 
auch leben können.“

Erschütternd nennt Swinke 
auch die veröffentlichten Zah-
len bei den Alleinerziehenden. 
Hier gelten fast 42 Prozent als 
armutsgefährdet, 80 Prozent 
von ihnen sind Frauen. „Das 
zeigt, wie gering die Unterstüt-
zung für diejenigen ist, die ihre 
Kinder allein versorgen. Hier 
fehlt es an einer verlässlichen 
und flexiblen Kinderbetreuung, 
an familienfreundlichen Ar-

beitszeiten und an Gehältern, 
von denen man leben kann“, 
kritisiert der Vorstandsvorsit-
zende. Es sei ein Unding, dass 
viele Alleinerziehende nur Teil-
zeit arbeiten können und auf-
stockend Bürgergeld beziehen 
müssen, weil es zu wenig Unter-
stützung gebe. An dieser Stelle 
sei die Politik – vor allem auch 
die niedersächsische Landesre-
gierung – gefragt.

„Dass Kinder, Jugendliche und 
Alleinerziehende besonders 
armutsgefährdet sind, ist kein 
individuelles Problem, weil die 
Betroffenen irgendetwas falsch 
gemacht hätten. Der Fehler 
liegt im System. Wir brauchen 
eine Politik, die soziale Sicher-
heit und Chancengleichheit 
wieder in den Mittelpunkt 
stellt“, so Swinke.In Niedersachsen gelten fast 42 Prozent der Alleinerziehenden als armutsgefährdet. 
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Kinder und Frauen sind die Verlierer*innen
Seit Jahren gibt es keine Entwarnung in Niedersachsen, wenn es um Armutsgefährdung geht: Laut Statistischem Landesamt waren auch 2025 wieder 1,3 Millionen 

Menschen betroffen. Besonders dramatisch ist die Lage für Kinder, Jugendliche und Frauen. Der SoVD in Niedersachsen fordert von der Landesregierung endlich eine 
verlässliche Strategie, um die Zahlen zu senken und gerade jungen Menschen einen guten Start ins Leben zu ermöglichen.

Armutsgefährdung: Zahlen in Niedersachsen bleiben weiterhin sehr hoch

Der SoVD-Kreisverband Gif-
horn präsentierte sich am „Tag 
der Senioren“ in der Gifhorner 
Fußgängerzone zusammen 
mit über 20 weiteren Organi-
sationen. Am Stand des SoVD 
nutzten viele Bürger*Innen die 
Möglichkeit, mit den SoVD-Eh-
renamtlichen über die Themen 
zu sprechen, die ihnen Sorgen 
bereiten. Mangelhafter ÖPNV im 
ländlichen Raum des Landkrei-
ses, die Furcht vor Altersarmut 
und Einsamkeit, sinkende Ren-
ten oder Reduzierung von me-
dizinischer Versorgung waren 
häufig im Fokus. Im Weiteren 

wurden ein Rückgang von so-
zialer Gerechtigkeit sowie zum 
Teil eingeschränkter Zugang zu 
gesellschaftlicher Teilhabe the-
matisiert. Im Hinblick auf die 
kommende Kommunalwahl bil-
den die Rückmeldungen für die 
SoVD-Engagierten die Grundla-
ge dafür, die Parteien und poli-
tischen Bewerber*innen gezielt 
auf die Bedürfnisse der Men-
schen vor Ort hinzuweisen.

Im Rahmen der Regional-
schau in Stadthagen lud der 
SoVD-Kreisverband Schaum-
burg Bürger*innen ein, sich an 
der Befragung „Politik vor Ort –  

was ist Ihnen wichtig?“ zu be-
teiligen. Ziel war es, zu erfah-
ren, welche politischen Themen 
den Menschen besonders am 
Herzen liegen, damit sie sich 
in ihrer Kommune wohlfühlen. 
Die Auswertung der Fragebögen 
zeigt ein klares und konsistentes 
Meinungsbild: Besonders häufig 
wurden die Themen Gesundheit 
und Pflege vor Ort sowie bezahl-
bares Wohnen als sehr wichtig 
bewertet. Die Ergebnisse der Be-
fragung waren auch Gegenstand 
eines Gesprächs zwischen dem 
Kreisvorsitzenden des SoVD in 
Schaumburg, Hans Dieter Brand, 
und der Ersten Kreisrätin des 
Landkreises Schaumburg, And-
rea Stüdemann.  Brand versteht 
die Befragung ausdrücklich als 
Dialogangebot. Die Rückmel-
dungen der Bürger*innen sol-
len dazu beitragen, politische 
Entscheidungen stärker an der 
Lebensrealität vor Ort auszu-
richten und bestehende Maß-
nahmen kritisch zu überprüfen.

Auch der SoVD-Ortsverband 
Bad Lauterberg stellte bei sei-
nem Infostand auf dem diesjäh-
rigen Frühlingshappening die 

Kommunalwahl in den Fokus. 
So konfrontierte der SoVD die 
Bürger*innen mit der Frage, was 
ihnen in Bad Lauterberg unter 
den Nägeln brennt und wel-
che Themen der*die künftige 
Bürgermeister*in beziehungs-
weise der*die Stadtrat*Stadträtin 
als Erstes angehen sollte. Heraus 
kam ein deutliches Ranking: An 
der Spitze steht die Verbesse-
rung der Straßen, gefolgt von 
der unzureichenden Sauberkeit 
in der Stadt. Fast gleichauf ran-
gieren das kommunale Engage-
ment für Senior*innen sowie für 
Kinder und Jugendliche – darun-
ter fallen auch rollstuhlgerechte 
Bürgersteige sowie die Haus-
ärzteversorgung. Auch die unzu-
reichenden Öffnungszeiten des 
Jugendraums wurden bemän-
gelt. „Aus diesem Bad Lauter-
berger Feedback formt sich ein 
konkreter Arbeitsauftrag für die 
künftigen Stadtvertreter*innen“, 
meint der SoVD-Ortsverbands-
vorsitzende Frank Uhlenhaut. 
In einer Podiumsdiskussion mit 
Bürgermeisterkandidat*innen 
sollen diese wichtigen Themen 
direkt eingebracht werden.

Lebenswerte Kommune: SoVD befragt Menschen
Im Vorfeld der Kommunalwahl tauschen sich SoVD-Engagierte mit Bürger*innen über besonders drängende Themen aus
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Die Engagierten in Bad Lauter-
berg freuten sich über die Reso-
nanz der Standbesucher*innen.

Eine starke Demokratie zeigt sich im Alltag der Menschen vor Ort. Städte, Gemeinden und Landkreise gestalten das Miteinander und sorgen dafür, dass grundlegende 
Bedürfnisse wie bezahlbares Wohnen, verlässliche Mobilität und gut erreichbare soziale Angebote erfüllt werden. Am 13. September findet in Niedersachsen die Kom-
munalwahl statt, die die Grundsteine für das Leben in den Städten, Gemeinden und Landkreisen legen wird. Deshalb konzentriert sich der SoVD in Niedersachsen im 
Rahmen seiner Kampagne „Für mehr Miteinander“ auf die bevorstehende Wahl und zeigt mit verschiedenen Aktionen auf, welche Themen jetzt wirklich zählen.
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Hans Dieter Brand und die Ers-
te Kreisrätin des Landkreises 
Schaumburg, Andrea Stüdemann.
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SoVD-Ehrenamtliche befragten an ihrem Infostand in Gifhorn 
Passant*innen zu aktuellen sozialen Themen.

Niedersachsen-Echo
Die Landesbeilage des SoVD in Niedersachsen
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Im Alltag treffen sie häufig auf Hindernisse, die andere gar nicht wahrnehmen: Menschen mit Behinderung. Egal, ob die Seh- oder Hörkraft eingeschränkt oder man auf 
Rollator oder Rollstuhl angewiesen ist – dort, wo sich andere wie selbstverständlich bewegen können, haben sie Probleme vorwärtszukommen. Entweder, weil Barrieren 
oder räumliche Hindernisse im Weg sind oder weil bestimmte Erfordernisse fehlen. Dass dies auch im Ortskern von Uelsen noch an einigen Stellen der Fall ist, das haben 
dort rund ein Dutzend Menschen mit und ohne Behinderung festgestellt.

SoVD in Uelsen überprüft Barrierefreiheit im Ort
Aktion mit vielen Mitwirkenden anlässlich des „Protesttags zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen“

Geschäftsstellenleiter Helge Grote vom SoVD-Beratungszentrum Osterholz-Scharmbeck nahm am 12. Mai an einer gut besuchten 
Podiumsdiskussion zum Thema „Armut und Einsamkeit“ teil. Armut wirkt sich unmittelbar auf die gesellschaftliche Teilhabe aus. Bei 
der Veranstaltung wurde deutlich, warum Einsamkeit politisch endlich ernster genommen werden muss.

Das Podium war mit einer 
Vertreterin der örtlichen Ini
tiative „Die Kümmerer“, die 
hilfsbedürftigen Menschen mit 
Unterstützung, Begleitung und 
Förderungen ehrenamtlich zur 
Seite steht, einem Soziologen 
der Universität Bremen, einem 
Vertreter der Partei „Die Linke“ 
aus Bremen, sowie mit Heidi 
Reichinnek, der Co-Vorsitzen-
den der Fraktion „Die Linke“ im 
Bundestag, gut besetzt. Zu den 
einzelnen Themen – wie etwa 
Zusammenhang von Armut und 
Einsamkeit, Suizid im Alter, ab-
sehbare Entwicklung der Pfle-
gebedürftigkeit, Entwicklung 
der Tafeln oder Vermögensver-
teilung in Deutschland – konnte 
jedes Podiumsmitglied jeweils 
aus seiner*ihrer Sicht Stellung 
nehmen. Nach einer kurzen Pau-
se hatte das Publikum die Mög-
lichkeit, eigene Wünsche und An-
regungen zu den Einzelthemen 
vorzutragen. Die Kürzungen in 
sämtlichen sozialen Bereichen, 

die von der Bundesregierung 
beschlossen wurden oder be-
absichtigt werden, wirkten auf 
die gesamte Veranstaltung ein. 
Sowohl die Besucher*innen als 
auch die Podiumsmitglieder äu-
ßerten große Sorgen. 

Helge Grote konnte der Bun-
despolitik die Kernforderungen 
des SoVD aufzeigen. Insbeson-
dere die Forderung, dass der 
Staat die Investitionszulage 

tragen sollte, die aktuell zulas-
ten der pflegenden bedürftigen 
Heimbewohner*innen geht, so-
wie die Einführung eines nied-
rigschwelligen und unbüro-
kratischen Entlastungsbetrags 
nahm die Bundespolitikerin 
Heidi Reichinnek vom SoVD als 
Aufgabe mit. Im Hinblick auf 
die Bemühungen Einsamkeit 
zu bekämpfen, wurde bei der 
Veranstaltung deutlich, dass 

eine ernstgemeinte nationale 
Strategie dringend notwendig 
ist. Ein gutes Beispiel hierfür ist 
Großbritannien, wo es seit 2018 
ein Ministerium für Einsamkeit 
gibt. Die Rückmeldungen und 
Resonanz der Besucher*innen 
und der Podiumsmitglieder 
waren äußerst positiv. Eine Wie-
derholung dieser Veranstaltung 
sei wünschenswert, resümiert 
Helge Grote.

Soziale Kürzungen verschärfen Einsamkeit
SoVD fordert politische Maßnahmen gegen Einsamkeit und eine finanzielle Entlastung Pflegebedürftiger
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Heidi Reichinnek, Tim Schröder (Universität Bremen), Darius Hassanpour (Die Linke, Bremen), Helge 
Grote (SoVD), Liane Hudalla (Die Kümmerer, Hambergen), Utz Weißenfels (Die Linke, Osterholz) (v.l.)

Unter dem Motto „Barriere-
freiheit im Alltag“ hatte der 
SoVD in Uelsen anlässlich des 
„Europäischen Protesttags zur 
Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderungen“ am 5. Mai 
zu einem Rundgang eingeladen. 
Das Untersuchungsgebiet wurde 
dabei auf den Ortsmittelpunkt 
von Uelsen als zentraler Ort 
mit den Geschäften des tägli-
chen Bedarfs und öffentlichen 
Einrichtungen beschränkt. Mit 
dabei: Vertreter*innen des Uel-
ser Seniorenbeirats, des Beirats 
für Menschen mit Behinderun-
gen des Landkreises sowie der 
Ergänzenden unabhängigen 
Teilhabeberatung (EUTB®) der 
Grafschaft Bentheim. Auch Sa-
scha Vennemann von den „Graf-
schafter Nachrichten“, sowie Jörg 
Reurik vom Präventionsteam der 
Polizei Nordhorn und der ehren-
amtliche Bürgermeister Wilfried 
Segger fanden sich zum Start 
des Rundgangs vor dem Neuen 
Rathaus in Uelsen ein.

Und genau dort offenbarte sich 
bereits der erste Schwachpunkt: 
„Wir haben leider keine Behinder-
tenparkplätze hier am Rathaus 
finden können“, stellt der im Roll-

stuhl sitzende Matthias Franke 
vom Behindertenbeirat fest. Als 
Ortsfremder hat der Schüttorfer 
gleich noch einmal einen ande-
ren Blick auf die Gegebenheiten 
in Uelsen, denn hier kennt er sich 
nicht aus. Zwar hat er nun in der 
Nähe des Treffpunkts direkt am 
Gebäude des Rathauses einen 
Stellplatz für Menschen mit Geh-
behinderungen entdeckt, aber 
erst jetzt, da er sich direkt davor 
befindet. „Da fehlt eine entspre-
chende Beschilderung, die das 
klar ausweist und von der Straße 
aus erkennbar ist“, formuliert er 
auch gleich eine Lösung, bei der 
Samtgemeindebürgermeister 
Hajo Bosch und Wilfried Segger 
die Ohren spitzen und nachbes-
sern wollen.

Als gravierende Gefahrenstel-
le wird während der weiteren, 
knapp dreistündigen Tour die 
Ampelschaltung an der Kreu-
zung Kappenberghof/Itterbecker 
Straße identifiziert. Für Men-
schen, die etwas langsamer un-
terwegs sind, ist die Grünphase 
recht knapp bemessen. „Außer-
dem gibt es keine akustischen 
Signale und Bodenindikatoren“, 
stellt Hans-Jürgen Balka, Vorsit-

zender des Beirats für Menschen 
mit Behinderungen im Landkreis, 
fest. Auch ein leicht aus dem Bo-
den herausragendes Rohr, das of-
fenbar als Aufstellhilfe für einen 
Mast oder Pfahl auf dem Weg vor 
der Gaststätte „Rosenthal“ dient, 
hält er für gefährlich: „Eine Stol-
perfalle!“, konstatiert er – der Ge-
fahrenpunkt wird notiert.

Diesmal nur öffentliche Flä-
chen im Blick

Lobend hingegen äußert er 
sich nur wenige hundert Meter 
weiter – an der Bushaltestelle 
„Uelsen Markt“, direkt im Ortszen-
trum. Diese ist vor wenigen Jah-
ren vollständig barrierefrei aus-
gebaut worden – inklusive der 
taktilen Systeme mit besonders 
hellen und geriffelten Elemen-
ten am Boden. „Wir wollen nicht 
nur erfassen, wo es hakt, sondern 
auch, wo etwas bereits gut ge-
lungen ist“, sagt Jürgen Armbrust 
vom SoVD, der die ganze Aktion 
vorbereitet und organisiert hat. 
Am Ende des Rundgangs ist er 
sehr zufrieden mit den Ergebnis-
sen. „Es sind viele Kleinigkeiten, 
aber die sind vermutlich auch 
leicht zu beseitigen“, urteilt er 

und ergänzt: „Rund ein Drittel 
der Bevölkerung in Uelsen ist 
älter als 60 Jahre. Für diese Leu-
te ist die Barrierefreiheit ein zu-
nehmend wichtiges Thema. Wir 
haben heute nur einen kleinen 
Teil von Uelsen betrachtet sowie 
nur öffentliche Flächen und Ein-
richtungen. Ich kann mir gut vor-
stellen, dass wir auch noch ein-
mal schauen, wie die Geschäfte 
und Läden im Ort auf Besucher 
mit Einschränkungen vorberei-
tet sind.“

Die im Rahmen des Rundgangs 
gesammelten und protokollier-
ten Erkenntnisse und Verbes-
serungsvorschläge sollen nun 
zusammengefasst und den ver-
antwortlichen Vertreter*innen 
aus Politik und Verwaltung im 
Uelser Rathaus überreicht wer-
den. Das erhoffte Ziel dabei ist 
ganz klar: Alle öffentlichen Ver-
kehrsflächen sollen auch für alle 
Menschen, insbesondere mit 
Behinderung, selbständig und 
sicher nutzbar sein.

Beim Rundgang wurde genau hingeschaut und überprüft.
Foto: SoVD Uelsen 

Sie haben eine kurze 
Frage und wollen dafür 
nicht extra ins SoVD-Bera-
tungszentrum gehen? Dann 
nutzen Sie die WhatsApp-
Sprechstunde! Fügen Sie die 
Nummer 0511 65610720 zu 
Ihren Kontakten hinzu und 
stellen Sie Ihre Frage über 
WhatsApp. Bei den regel-
mäßigen Terminen beant-
worten SoVD-Berater*innen 
Ihre Anliegen rund um 
Rente, Pflege, Behinderung, 
Gesundheit, Bürgergeld 
sowie Patientenverfügung 
und Vorsorgevollmacht. 
Die nächsten WhatsApp-
Sprechstunden finden am 
9. und 23. Juni von 15 bis 
16 Uhr statt.

Neue Termine  
im Juni

WHATSAPP-BERATUNG
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Zahlreiche Beratungskräfte 
aus dem Landkreis kamen zu-
sammen, um sich intensiv mit 
der Lebenswelt von Männern 
auseinanderzusetzen. Der Psy-
chologe und Fachautor Björn 
Süfke eröffnete den Tag mit sei-
nem Vortrag „Kann mir mal einer 
die Männer erklären?“. Süfke, der 
seit bald 30 Jahren in der Män-
nerberatung tätig ist, betonte, 
wie elementar die Unterschei-
dung zwischen dem Individuum 
„Mann“ und dem gesellschaftli-
chen Konstrukt „Männlichkeit“ 
sei. Traditionelle Rollenbilder – 
der Mann als starker, beruflich 
erfolgreicher Ernährer – prägen 
oft noch immer die Erwartungs-

haltung. Stereotype seien auch 
bei Frauen und in der gesamten 
Gesellschaft tief verankert.

In den anschließenden Work-
shops vertieften die Teilneh-
menden die praktischen Aspek-
te der sozialen Arbeit. Karoline 
Kurscheid und Julia Stief von 
der Fachstelle Sucht im Land-
kreis Verden berichteten aus 
ihrer Praxis, dass Männer oft in 
die Beratung „geschickt“ wür-
den und wesentlich häufiger 
von bestimmten Suchtkrank-
heiten betroffen sind.

Joachim Kleen von der Be-
ratungsstelle „Männersache“ 
beim Verein „Männer-(Wohn-)
Hilfe e.V.“ in Oldenburg arbeite-

te mit den Teilnehmenden zur 
Beratung von Männern mit Ge-
walterfahrungen – ein Thema, 
das oft noch tabuisiert wird.

Die Veranstaltenden freu-
en sich über den gelungenen 
Fachtag. Auch im Landkreis Ver-
den gibt es bislang keine eige-
ne Männer-Beratungsstelle. Ge-
meinsam mit Kathrin Packham, 
Gleichstellungsbeauftragte der 
Stadt Verden, hat Günter Berg-
mann, Vorsitzender des SoVD 
in Verden, daher angeregt, ein 
Konzept für Beratungsangebo-
te speziell für Männer zu schaf-
fen, die in Strukturen des Land-
kreises eingebettet sind. Denn 
Männer in Lebenskrisen suchen 
erfahrungsgemäß seltener Hil-
fe als Frauen, auch weil konkre-
te Anlaufstellen vor Ort fehlen. 
Ein erster Schritt der Initiative 
war nun der Fachtag.

„Unsere Ziele waren, den Sta-
tus quo der Angebote im Land-
kreis Verden in Augenschein zu 
nehmen und das Netzwerk der 
Beratungskräfte zu stärken. Nun 
werden wir uns beraten und 
überlegen, wie nächste Schritte 
aussehen können“, sagt Kerstin 
Blome, Gleichstellungsbeauf-
tragte des Landkreises. In Kürze 
sollen nächste Schritte gemein-
sam erörtert werden.
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Zwischen „stark sein“ und Lebenskrise
Warum fällt es Männern oft so schwer, in Krisen Hilfe anzunehmen? Und was bedeutet „Männ-

lichkeit“ heute überhaupt? Diese und weitere zentrale Fragen standen im Mittelpunkt des Fachtags 
„Mann in der Krise – Beratung von Männern in Lebenskrisen“, der Anfang Mai in Verden stattfand. 
Veranstalter waren der SoVD-Kreisverband Verden und die Gleichstellungsbeauftragte der Stadt.

Ein vom SoVD initiierter Fachtag in Verden beleuchtet moderne Männerberatung

Kürzlich lud der SoVD-Kreisverband Northeim gemeinsam 
mit dem „Digitalen Engel“ auf dem Marktplatz in Northeim 
zum Austausch und zur Information ein. 

Mit dem Projekt „Digitaler Engel“ hilft die Organisation 
„Deutschland sicher im Netz e.V.“ älteren Menschen bei der 
Nutzung digitaler Angebote – alltagsnah, persönlich und 
vor Ort. Außerdem unterstützt der „Digitale Engel“ lokale 
Akteur*innen bei der Vermittlung digitaler Kompetenzen. Die 
gemeinsame Präsenz mit dem SoVD ist naheliegend: Auch der 
Verband setzt sich seit jeher für die gesellschaftliche Teilhabe 
aller Menschen ein.

Digital sicher bewegen

Foto: SoVD Northeim

GESELLSCHAFTLICHE TEILHABE

Foto: Stadt Verden (Aller)

Beteiligte und Organisator*innen des Fachtags.

Bildungs- und Teilhabepaket
Beziehen Familien Bürgergeld, Sozialhilfe, Grundsicherung, Wohngeld oder einen Kinderzuschlag, 

können sie unter bestimmten Voraussetzungen Anspruch auf Leistungen aus dem sogenannten Bil-
dungs- und Teilhabepaket für ihre Kinder haben. Übernommen werden dann beispielsweise anfallende 
Schulkosten oder Kosten für Freizeitangebote. 

Familien mit wenig Einkom-
men können unter Umständen 
durch das Bildungs- und Teil-
habepaket finanziell entlastet 
werden – wenn sie Bürgergeld, 
Sozialhilfe, Grundsicherung, 
Wohngeld oder einen Kinderzu-
schlag bekommen. „Übernom-
men oder bezuschusst werden 
zum Beispiel die Kosten für 
Nachhilfestunden oder den 
Musikunterricht sowie der Mit-
gliedsbeitrag des Sportvereins. 
Außerdem können anspruchsbe-
rechtigte Familien bei Ausflügen, 
Klassenfahrten, der Schülerbe-
förderung oder der Mittagsver-
pflegung in Kindertagesstätten 
und Schulen finanziell entlastet 
werden“, weiß Katharina Lorenz 
vom SoVD in Niedersachsen.

Für einen Anspruch müssen 
Kinder unter 25 Jahre alt sein 
und eine Kindertagesstätte oder 

allgemein- beziehungsweise be-
rufsbildende Schule besuchen. 
Außerdem dürfen sie keine Aus-
bildungsvergütung erhalten. Ein 
Antrag kann formlos unter Hin-
weis auf den konkreten Bedarf 
oder mit dem entsprechenden 
Formular beim Jobcenter be-
ziehungsweise der für die oben 
genannten Leistungen zuständi-
gen Stelle gestellt werden. „Für 
eine Kostenübernahme müs-

sen Betroffene gegebenenfalls 
weitere Bescheinigungen, etwa 
für eine Klassenfahrt, vorlegen. 
Wichtig ist, dass Anträge recht-
zeitig gestellt werden, denn 
grundsätzlich ist die nachträg-
liche Übernahme von Kosten 
nicht möglich. Eine Ausnahme 
bildet der Schulbedarf. Hier wird 
jeweils zum 1. Februar und zum 
1. August eine Pauschale ausge-
zahlt“, informiert Lorenz.
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Kosten für Musikunterricht können u.a. bezuschusst werden.

Finanzielle Unterstützung für Familien mit wenig Einkommen

SoVD bei der Engagement-Messe
Der SoVD-Kreisverband Os-

terholz beteiligte sich im Mai 
mit einem Info-Stand an der En-
gagement-Messe in Osterholz-
Scharmbeck. Die gut besuchte 
Veranstaltung wurde von der 
Stadt-Osterholz-Scharmbeck 
im Rahmen der Kampagne „en-
gagierte Stadt“ organisiert. 

An der Messe nahmen ins-
gesamt 50 Vereine, Verbände, 
Initiativen und Organisatio-
nen teil, die sich in der Regi-
on ehrenamtlich engagieren.  
Am SoVD-Stand wurden die 
Besucher*innen und Interes-
sierten von den Mitgliedern 

des Kreisvorstands Waltraud 
John-Drews (Kreisfrauen-
sprecherin), Ute Bröcker 
(stellv. Schriftführerin), Ursel 
Wildemann (Beisitzerin) und 
Helge Grote (Leiter des SoVD-
Beratungszentrums) über die 
Arbeit und das ehrenamtliche 
Engagement des SoVD infor-
miert. Das Interesse an den 
Angeboten und Informatio-
nen des SoVD  war groß. Es 
ergaben sich viele Gesprä-
che mit den Besucher*nnen, 
die insgesamt aufgrund der 
aktuellen sozialpolitischen 
Lage große Sorgen äußerten.

Stand-Besucher*innen zeigen sich besorgt

Foto: Helge Grote

Die Vorstandsmitglieder Ute Bröcker, Waltraud John-Drews 
und Ursel Wildemann (v.l.) informierten die Besucher*innen.

Katrin Keese, Leiterin des SoVD-Beratungszentrums Northeim, 
und Petra Rollfing vom Digitalen Engel (v.l.).
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SoVD engagiert sich für Erhalt sozialer Angebote
Der SoVD-Kreisverband Grafschaft Bentheim kritisiert die zunehmenden Kürzungen im sozialen Bereich im Landkreis und warnt vor den Folgen für Pflegebedürftige, 

Angehörige und ältere Menschen. Besonders im Fokus stand in den vergangenen Wochen und Monaten die ungewisse Zukunft des Beratungsangebots und Case-
Managements der Pflegestützpunkte (früher ReKo), das pflegebedürftige Menschen und ihre Familien begleitet und unterstützt. Als dieses kurz vor dem Aus stand, 
konnte das Projekt dank des Engagements von SoVD und anderen Akteur*innen erhalten werden und wird nun über den Landkreis unbefristet weitergeführt.

Das Case-Management-An-
gebot für Pfl egebedürftige und 
deren Angehörige, das 2023 aus 
dem Projekt „Regionales Pfl e-
gekompetenzzentrum“ (ReKo), 
weitergeführt wurde, sollte 
zum 31. August 2026 auslau-
fen. Da eine Fortführung mit 
neuen fi nanziellen Mitteln aus 
dem Landkreis und den betei-
ligten Kommunen lange unklar 
war, positionierte sich der SoVD 
stark. „Die Case-Managerinnen 
der Pfl egestützpunkte haben 
die Versorgungssicherheit für 
Pfl egebedürftige in der Graf-
schaft enorm verbessert“, be-
tont Thomas Lehre, Vorsitzen-
der des SoVD-Kreisverbands 
Grafschaft Bentheim. Die Hälf-
te aller pfl egebedürftigen Men-
schen in der Grafschaft werde 
von Angehörigen zu Hause ver-
sorgt. Gerade für diese Betro� e-
nen bedeute die Unterstützung 
durch die Case-Managerinnen 
eine unverzichtbare Entlas-
tung. Diese koordinierten die 
Unterstützung bei den vielfäl-

tigen Fragen zur Pfl ege. Die 
Beratung sei auch deshalb so 
wichtig, weil sie individuell auf 
die Bedürfnisse der Betro� enen 
abgestimmt werde. Gleichzeitig 
würden durch die Beratungs-
arbeit auch Hausärzt*innen, 
ambulante Pfl egedienste und 
nicht zuletzt pfl egende Ange-
hörige spürbar entlastet. 

Daher machte sich der 
SoVD gemeinsam mit ande-

ren Akteur*innen vor Ort dafür 
stark, dass der Landkreis die 
Mittel für die Weiterführung 
in Eigenregie bereitstellt. Mit 
Erfolg: Nun sollen die Pfl ege-
stützpunkte in den Kommunen 
dauerhaft fortgeführt werden – 
vollständig fi nanziert durch den 
Landkreis. Das ist eine sehr gute 
Nachricht für die über 11.000 
pfl egebedürftigen Menschen in 
der Grafschaft Bentheim.

Kritisch sieht der SoVD je-
doch auch weiterhin das Ende 
der mobilen Demenzberatung 
in Emlichheim, die bereits im 
März eingestellt wurde. Dort 
fanden Angehörige von demen-
ziell erkrankten Menschen Un-
terstützung und Orientierung 
im Alltag. „Hier gab es eine 
wichtige Hilfe für Betro� ene 
und ihre Familien“, erklärt Leh-
re. Unverständlich sei für den 
SoVD, dass sich Kommunen wie 
Wietmarschen und Uelsen aus 
der Finanzierung solcher An-
gebote zurückgezogen hätten, 
obwohl das Angebot sehr gut 
angenommen wurde. Mit Blick 
auf den demografi schen Wan-
del sei diese Entwicklung aus 
Sicht des SoVD besonders prob-
lematisch. „Wir müssen uns be-
wusst machen, dass wir künftig 
immer mehr Beratungsbedarf 
im Bereich Pfl ege, Demenz und 
Teilhabe haben werden. Ange-
bote einzustellen, die hier wei-
terhelfen, ist der völlig falsche 
Weg“, so Lehre.

Der Kreisvorsitzende, der 
früher auch den SoVD-Orts-
verband Wietmarschen gelei-
tet hat, fordert deshalb eine 
stärkere politische Beteiligung 
älterer und beeinträchtigter 
Menschen auf kommunaler 
Ebene. Er kritisiert erneut die 
Absage an eine Senioren-
vertretung in der Gemeinde 
Wietmarschen und spricht sich 
zugleich für die Einrichtung 
eines Behindertenbeirats aus. 
„Seniorinnen, Senioren sowie 
Menschen mit Behinderung 
brauchen eine neutrale und 
starke Stimme in der Gemein-
de. Nur wenn ihre Interessen 
frühzeitig gehört werden, kön-
nen Fehlentscheidungen ver-
hindert werden – etwa beim 
Abbau wichtiger Beratungs-
angebote“, betont Lehre. Eine 
Seniorenvertretung sowie ein 
Behindertenbeirat könnte dazu 
beitragen, soziale Themen stär-
ker in den politischen Fokus zu 
rücken und die Lebensqualität 
vor Ort nachhaltig zu sichern.

Foto: Dr. Heinrich Schepers

Thomas Lehre (SoVD Wietmarschen) und Georg Auclair (SoVD Loh-
ne) vor dem Rathaus. Ihre beiden SoVD-Ortsverbände setzen sich 
für die Einrichtung einer Seniorenvertretung in Wietmarschen ein.

Grafschaft Bentheim: Sozialverband fordert Sicherung von Pflegeberatung, Demenzhilfe und stärkere politische Beteiligung älterer Menschen

Machen Sie mit bei unserer Mitglieder-
befragung und sagen Sie uns, was Ihnen 
wichtig ist! Denn: Wir möchten uns immer 
weiter verbessern – gemeinsam mit Ihnen!

Gehen Sie einfach auf https://survey.
lamapoll.de/SoVDMitglieder2026/?Z=1
oder scannen Sie den QR-Code rechts oben 
mit Ihrem Tablet oder Smartphone.

Danke für Ihre Unterstützung!

  

Gestalten 
Sie mit uns 
die Zukunft!

Sozialverband Deutschland
Landesverband Niedersachsen

I H R E  S T I M M E  ZÄ H LT

Während eine Patienten-
verfügung regelt, welche 
medizinischen und pfl e-
gerischen Behandlungen 
vorgenommen werden 
sollen, macht eine Vorsor-
gevollmacht insbesondere 
deutlich, wer sich im Fall 
der Fälle um Behördenan-
gelegenheiten oder Vermö-
gensdinge kümmern kann. 

Am Donnerstag, 25. Juni, 
lädt der SoVD von 16 bis 
17.30 Uhr zu einem weite-
ren kostenfreien Online-
Vortrag zu diesem Thema 
ein. Sozialrechtsexperte 
Alexander Witt informiert 
darin, wie man sicherstel-
len kann, dass im Ernstfall 
den eigenen Wünschen 
entsprochen wird und wie 
man Dokumente wirklich 
rechtsverbindlich gestaltet.

Der digitale Vortrag des 
SoVD fi ndet über Zoom 
statt. Interessierte können 
sich bis zum 22. Juni per 
E-Mail an weiterbildung@
sovd-nds.de für die Veran-
staltung anmelden. Teil-
nehmende erhalten den 
Zugangslink zum Vortrag 
ebenfalls per E-Mail zuge-
schickt.

Patientenverfügung 
und Vorsorgevollmacht

SOVDONLINEVORTRAG

Neue Podcast-Folge – jetzt reinhören!

In der aktuellen Folge des 
SoVD-Podcasts „Kein Pony-
hof – Aus dem Alltag einer 
Sozialberatung“ sprechen 
die Moderatorinnen Stefanie 
Jäkel und Katharina Lorenz 
o� en über Sexualbegleitung 
für Menschen mit Behinde-
rung — ein Thema, das oft im 
Verborgenen bleibt. 

Was bedeutet Sexualbe-
gleitung konkret? Können 
Kosten möglicherweise er-
stattet werden und welche 
Hürden gibt es?

Gast der neuen Podcast-
Episode ist Thomas Ae� ner. 
Er ist selbst Sexualbegleiter 

und im Gespräch gibt er Ein-
blicke in seine Arbeit, Motive 
und bewegende Momente. 
Außerdem diskutieren die 
Moderatorinnen mit ihm, wie 
Bedürfnisse sichtbar gemacht 
und gesellschaftliche Tabus 
überwunden werden können.

Das Einschalten dieser 
Folge lohnt sich, um Pers-
pektiven zu verstehen, Unter-
stützung zu fi nden und das 
Thema zu enttabuisieren.

Der SoVD-Podcast ist auf 
allen gängigen Plattformen 
und im Internet unter www.
sovd-nds.de/podcast abruf-
bar.

Sexualbegleitung, Kostenübernahme und bewegende Einblicke

Foto: Martin Bargiel / Layout: Steeeg GmbH

Einmal im Monat gibt es eine neue Folge des SoVD-Podcasts.


